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Kreis Lippe 
 
492 Allgemeinverfügung 04/2016 zur Anordnung 

der Aufstallung von Geflügel im Risikogebiet 
Kreis Lippe vom 23.11.2016 

 
Tierseuchenverfügung: 
 
Zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung 
des hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) 
ordne ich hiermit folgendes an: 
 
1. Alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die im Gebiet 

des Kreises Lippe Geflügel im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 2 Geflügelpestverordnung (Hühner, Truthüh-
ner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wach-
teln, Enten oder Gänse) halten, haben ihr Geflügel ab 
sofort 

 
a. in geschlossenen Ställen oder  
 
b. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehen-

den, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten 
Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 
Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen 
muss (Schutzvorrichtung, Voliere) 

 
zu halten. Ich verweise auch auf die Hinweise im An-
hang 1 diese Verfügung. 

 
2. Die sofortige Vollziehung dieser Tierseuchenverfügung 

ordne ich im besonderen öffentlichen Interesse an. 
 
3. Diese Tierseuchenverfügung gilt mit dem auf die Be-

kanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben.  
 
Begründung: 

I. Sachverhalt 

 
Am 08.11.2016 wurden mehrere Infektionen von Wildvö-
geln mit hochpathogener Aviärer Influenza vom Subtyp 
H5N8 im Kreis Plön in Schleswig-Holstein festgestellt. 
Nachdem anfänglich nur der äußerste Norden und Süden 
Deutschlands betroffen war, mehren sich nun auch Funde 
in den übrigen Bundesländern. Insgesamt wurde die Infek-
tion bereits bei über 200 Wildvögeln nachgewiesen. Täglich 
kommen aus ganz Europa weitere Funde hinzu. Eine Ver-
breitung des Influenzavirus des Subtyps H5N8 durch Wild-
vögel ist daher wahrscheinlich. Auch einzelne Hausgeflü-
gelbestände sind bereits betroffen. Aufgrund der aktuellen 
Risikobewertung des Friedrich-Loeffler-Instituts (FLI) vom 
18.11.2016 wird das Risiko einer Einschleppung der Geflü-
gelpest aus dem Wildbestand in Hausgeflügelbestände als 
hoch eingestuft. Gleichzeitig stellt das FLI fest, dass das 
nahezu gleichzeitige Auftreten der Aviären Influenza H5N8 
bei verendeten Wasservögeln in 8 europäischen Staaten 
und die schnelle Verbreitung darauf hinweist, dass die 
räumliche Ausbreitung der Infektion derzeit mit großer Dy-
namik erfolgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
II. Rechtslage 

 
Als Kreisordnungsbehörde bin ich nach § 1 der Verordnung 
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Tiergesundheit, 
Tierseuchenbekämpfung und Beseitigung tierischer Ne-
benprodukte sowie zur Übertragung von Ermächtigungen 
zum Erlass von Tierseuchenverordnungen in der Fassung 
vom 17.03.2016 für den Erlass der Tierseuchenverfügung 
zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung 
des hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) 
in Hausgeflügelbeständen zuständig. 
 
Rechtsgrundlage für die angeordnete Aufstallungspflicht ist 
§ 13 Absatz 1 und Absatz 2 der Geflügelpest-Verordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1212), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 
29. Juni 2016 (BGBl. I S. 1564) geändert worden ist. 
 
Danach ordnet die zuständige Behörde eine Aufstallung 
des Geflügels in der erfolgten Art und Weise an, soweit 
dies auf der Grundlage einer Risikobewertung zur Vermei-
dung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügel-
pest durch Wildvögel erforderlich ist.  
 
Die Anordnung der Aufstallung basiert auf einer Risikobe-
wertung nach § 13 Absatz 2 Geflügelpest-Verordnung. Bei 
der im Wildvogelbestand festgestellten aviären Influenza 
(Typ H5N8) handelt es sich um eine hoch ansteckende und 
anzeigepflichtige Viruserkrankung des Geflügels und ande-
rer Vogelarten, die schnell epidemische Ausmaße anneh-
men und damit Tierverluste und große wirtschaftliche 
Schäden zur Folge haben kann. Auf Grund der Risikobe-
wertung des FLI vom 18. November 2016 wird das Risiko 
einer Einschleppung der Geflügelpest aus dem Wildbe-
stand in Hausgeflügelbestände als hoch eingestuft. Diese 
Risikobewertung wurde gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 Geflügelpest-Verordnung zugrunde gelegt. Die 
Häufung der Fälle von aviärer Influenza H5N8 bei Wildvö-
geln seit Erlass meiner Tierseuchenverfügung vom 
14.11.2016, darunter auch 2 Fälle in Nordrhein-Westfalen 
zeigen, dass es sich wahrscheinlich um ein flächenhaftes 
Geschehen handelt, von dem auch der Kreis Lippe jeder-
zeit betroffen sein kann. 
 
Um einem hohen Risiko des Eintrags der Geflügelpest in 
Geflügel haltende Betriebe und Privathaltungen durch infi-
zierte Wildvögel so weit wie möglich vorzubeugen, sind 
Kontakte zwischen Wildvögeln und Hausgeflügel möglichst 
zu vermeiden. Die wirkungsvollste und zugleich erforderli-
che Maßnahme, um dieses Ziel zu erreichen, ist die Auf-
stallung des Hausgeflügels. Andere, weniger belastende 
Maßnahmen, die den gleichen Schutzzweck erreichen, 
sind nicht erkennbar.  
 
In Abwägung der Interessen hatte ich zunächst mit meiner 
Verfügung vom 14.11.2016 die Aufstallpflicht auf das Risi-
kogebiet entlang der Weser beschränkt. Unter Berücksich-
tigung der oben beschriebenen dynamischen Entwicklung 
des Seuchengeschehens ist dies nun nicht mehr möglich. 
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Die Maßnahme wurde unter Berücksichtigung des mir ein-
geräumten Ermessens sowie des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften 
getroffen. Andere – ggf. mildere – Möglichkeiten, die Tier-
seuche schnell und wirksam einzudämmen, sind nicht er-
sichtlich. Um eine Einschleppung des hochpathogenen Vi-
rus H5N8 aus der Wildvogelpopulation in einen Hausgeflü-
gelbestand zu vermeiden, muss daher das bisherige  Auf-
stallungsgebiet auf das gesamte Gebiet des Kreises Lippe 
ausgeweitet und angeordnet werden.  
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung 

 
Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der VwGO habe 
ich die sofortige Vollziehung der Maßnahme angeordnet. 
Ein Widerspruch gegen diese Tierseuchenverfügung hat 
damit keine aufschiebende Wirkung. Ein besonderes öf-
fentliches Interesse für die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung ist hier gegeben, weil durch eine Einschleppung 
der aviären Influenza durch Wildvögel in Hausgeflügelbe-
stände die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch von 
wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre und deshalb sofort 
zu unterbinden ist.  
 
Eine effektive Tierseuchenprävention zum Schutz hoher 
Rechtsgüter erfordert hier ein Zurückstehen der Individual-
interessen von betroffenen Geflügelhaltern am Eintritt der 
aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. Hätte ein 
Widerspruch aufschiebende Wirkung, könnten die hier an-
geordneten Maßnahmen nicht umgehend umgesetzt wer-
den. Dies kann unter Berücksichtigung des hohen Risikos 
der möglichen  Einschleppung der Seuche in einen Haus-
geflügelbestand und gegebenenfalls folgenden großen 
Auswirkungen nicht geduldet werden.  
 
Das öffentliche Interesse an umgehenden Maßnahmen 
zum Schutz gegen eine Einschleppung und Weiterverbrei-
tung der Geflügelpest überwiegt. 
 
Inkrafttreten 

 
Auf Grundlage der §§ 41 Absatz 4 Satz 4, 43 Absatz 1 
VwVfG NRW kann als Zeitpunkt der Bekanntgabe einer 
Allgemeinverfügung der auf die Bekanntmachung folgende 
Tag bestimmt werden. Damit wird die Tierseuchenverfü-
gung einen Tag nach Bekanntgabe wirksam. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Tierseuchenverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe  Widerspruch beim Kreis Lippe, 
Der Landrat, Felix-Fechenbach-Straße 5 in 32756 Detmold 
erhoben werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise: 
• Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift 

eingelegt werden. 
• Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch in-

nerhalb eines Monats beim Landesamt für Natur, Um-
welt und Verbraucherschutz NRW, Leibnizstr. 10, 
45659 Recklinghausen eingeht. 

• Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevoll-
mächtigten versäumt werden sollte, würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 

 
Kreis Lippe 
 
Gez. 
 
 
Dr. Lehmann 

Kr.Bl.Lippe 24.11.2016 
 
Anhang 1: Hinweise 
 
In begründeten Einzelfällen kann ich als zuständige Behör-
de auf Antrag Ausnahmen von der angeordneten Aufstal-
lung genehmigen, wenn die Voraussetzungen nach § 13 
Absatz 3 Geflügelpest-Verordnung vorliegen und die Ein-
haltung der Anforderungen in § 13 Absatz 4 bis 7 Geflügel-
pest-Verordnung sichergestellt ist. 
 
Wer gegen die Aufstallungsanordnung vorsätzlich oder 
fahrlässig verstößt, verwirklicht den Bußgeldtatbestand des 
§ 64 Nummer 17 Geflügelpest-Verordnung, was nach § 32 
Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a und Absatz 3 des Tier-
gesundheitsgesetzes mit einer Geldbuße bis zu dreißigtau-
send Euro geahndet werden kann. 
 
Die Tierseuchenverfügung kann im Bürgerservice und im 
FG 390 Veterinärangelegenheiten, Verbraucherschutz des 
Kreises Lippe, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold 
während der üblichen Dienstzeiten und auf der Homepage 
des Kreises Lippe (www.kreis-lippe.de) eingesehen wer-
den. 
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